
Glückspielstaatsvertrag

 12. Juni 2014

Hans-Jörn Arp und Wolfgang Kubicki zum Urteil des EuGH: Die
Länder haben sich geirrt. Die Vorwürfe gegen das
Glücksspielmodell aus Schleswig-Holstein sind unbegründet 

Nach dem heutigen (12. Juni 2014) Urteil des Europäischen Gerichtshofes
(Rechtssache C-156/13) über den deutschen Glücksspielstaatsvertrag haben
der Parlamentarische Geschäftsführer der CDU-Fraktion im
Schleswig-Holsteinischen Landtag, Hans-Jörn Arp, und der
FDP-Fraktionsvorsitzende Wolfgang Kubicki die 16 Bundesländer
aufgefordert, noch in diesem Sommer einen neuen Vertrag nach dem Modell
Schleswig-Holsteins vorzulegen:

„Der Europäische Gerichtshof hat heute festgestellt, dass der Sonderweg
Schleswig-Holsteins keinen Einfluss auf den Glücksspielstaatsvertrag hat.
Sämtliche Vorwürfe gegen das erfolgreiche schleswig-holsteinische
Regulierungsmodell sind damit entkräftet“, so Arp. 

CDU und FDP in Schleswig-Holstein seien bis hin zu persönlichen
Anfeindungen von den anderen Ländern massiv für den Weg einer
pragmatischen Glücksspielregulierung kritisiert worden. Der EuGH habe
heute bestätigt, dass die Vorwürfe gegen Schleswig-Holstein völlig
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gegenstandslos waren und 2011 völlig zu Recht der Weg einer
eigenständigen, pragmatischen Glücksspielregulierung gegangen wurde.

Durch die heutige Entscheidung sei ebenfalls klar, dass der vorschnelle und
unüberlegte Beitritt der Koalition aus SPD, Grünen und SSW zum
Glücksspielstaatsvertrag der anderen Länder falsch war. 

"Das heißt auch: Mit dem Beitritt hat Schleswig-Holstein fast 200 Millionen
Euro Einnahmen aus Sportwetten an die anderen Bundesländer verschenkt.
Dieses Geld hätten wir für Infrastruktur, Lehrer und Sportstätten jetzt gut
brauchen können", so Arp.

Die Länder seien mit ihrem Glücksspielstaatsvertrag krachend gescheitert.
Nach zwei Jahren sei bislang keine einzige Lizenz für Sportwetten vergeben
worden. 

Wolfgang Kubicki hierzu: „Die EU-Kommission hat Bedenken angemeldet und
dem Vertrag sowieso nur unter Auflagen zugestimmt, die nächsten
Vorlagefragen aus Deutschland liegen schon beim EuGH. Es ist nur noch eine
Frage der Zeit, bis die EU-Ebene den Vertrag endgültig kippt. Die
Ministerpräsidenten müssen endlich Vernunft annehmen und den Weg für
eine pragmatische und nachhaltige Glücksspielregulierung frei machen.“ 

Der heutige Auftakt der Fußballweltmeisterschaft in Brasilien mache das
Scheitern des Glücksspielstaatsvertrages noch einmal besonders deutlich:
„Fußballbegeisterte in ganz Deutschland wetten im Internet. Erfolgreich
reguliert ist das bisher nur in Schleswig-Holstein. Wenn es nicht zu einer
grundsätzlichen Neuregelung kommt, ist das auch bei der nächsten WM noch
so. Das ist völlig weltfremd und hilft nur dem grauen Markt,“ so Arp. 
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